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Eberhard Thiel

Bewegung 
in der 
Regionalpolitik

W ährend sich trotz aller Ankün
digungen im Gesamtkomplex 

der Subventionen kaum Verände
rungen zeigen, scheint ein Element 
der Förderungspolitik-die regiona
le Strukturpolitik -  hinsichtlich ihrer 
Konstruktion in Bewegung zu gera
ten. Verstärkt diskutiert werden ge
genwärtig neben der Entleerung 
des ländlichen Raumes die Unter
schiede der Wachstumsraten des 
Sozialprodukts und der Arbeitslo
senquote zwischen Nord- und Süd
deutschland, die mangelnde An
passung in alten, monostrukturier
ten Industriegebieten und die fi
nanzwirtschaftlichen Engpässe in 
großen Zentren.

Ziel der Raumordnungspolitik ist 
die Schaffung gleichwertiger Le
bensbedingungen in allen Regio
nen der Bundesrepublik. Dazu ge
hört neben der Versorgung mit In
frastruktureinrichtungen auch die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und 
deren langfristige Sicherung. Als 
ein wesentliches Instrument dieser 
Politik wurde die Gemeinschafts
aufgabe Verbesserung der regiona
len Wirtschaftsstruktur mit ihren 
staatlichen Zuschüssen und Inve
stitionszulagen ins Leben gerufen.

Gegenüber den 70er Jahren ver
loren jedoch die Fördergebiete zu

Beginn der 80er Jahre als Standorte 
von Investitionen in Wachstums
branchen an Gewicht, während ihre 
Bedeutung als Standorte von Inve
stitionen in unterdurchschnittlich 
wachsenden Branchen nicht etwa 
abnahm. Das spricht nicht dafür, 
daß durch diese Förderung auch für 
die Zukunft sichere Arbeitsplätze 
geschaffen wurden -  und kann so
mit auch nicht als ein Erfolg ver
bucht werden.

Aber auch aus anderen Gründen 
werden Änderungen der Gemein
schaftsaufgabe enwogen. Die in der 
gegenwärtigen Diskussion gefor
derte Aktualisierung der Förderge
biete hinsichtlich ihrer Auswahl und 
Abgrenzung ist zu begrüßen. Dabei 
sollte nochmals über die Schwelle 
nachgedacht werden, ab der eine 
Beseitigung oder Minderung regio
nal unterschiedlicher Entwicklun
gen oder Niveaus als „im öffentli
chen Interesse liegend“ angesehen 
werden soll. Zumindest sollten ein
heitliche Wirtschaftsregionen nicht 
in Förder- und Nicht-Fördergebiete 
aufgeteilt werden, auch wenn dies 
nun schon eine lange Tradition hat. 
Auf der anderen Seite hätte wohl 
auch eine stärkere Orientierung der 
Subventionen am eingesetzten Hu
mankapital und eine weniger starke 
am Sachkapital, die bisher vor
herrscht, positive Effekte, wenn da
für Indikatoren gefunden werden 
könnten, die auch zu einer höheren 
Qualifizierung der Arbeitskräfte An
reize böten.

Skeptischer sollte das Vorhaben 
beurteilt werden, das Handwerk 
und in einem vermehrten Umfang 
Dienstleistungen in die Förderung 
einzubeziehen. Nicht nur, weil eini
ge dieser Zweige vielfach nur von 
lokaler Bedeutung sind, sondern 
weil nicht so ohne weiteres ange
nommen werden kann, daß auf die
se Weise in Fördergebieten weit au
ßerhalb der großen Zentren ange
siedelte hochwertige und moderne 
Dienstleistungsbereiche tatsächlich 
expandieren könnten. Als Folge da

von wäre auch zu erwarten, daß 
analog zu den alten Industriegebie
ten, die entweder bereits zu Förder
gebieten erklärt wurden oder da
nach streben, nunmehr auch ältere 
Dienstleistungszentren Anerken
nung als Fördergebiet verlangen.

Eine stärkere Einbeziehung des 
tertiären Sektors wird auch damit 
begründet, daß die sektorale Diskri
minierung in der Gemeinschaftsauf
gabe vermindert werden müsse. Ei
ne andere Art der sektoralen Selek
tion wurde jedoch eingeführt: Inden 
Sonderprogrammen für die Stahl
standorte und für Bremen wurden 
jene Branchen aus der Förderung 
ausgeschlossen, deren verzögerte 
Anpassung, die auch von der bishe
rigen Subventionspraxis zu verant
worten ist, mit zu den regionalen 
Problemen geführt hat. Eigentlich 
sollte dieser Ausschluß eine Selbst
verständlichkeit sein. Diese Berüh
rung zwischen der sektoralen und 
der regionalen Förderung zeigt je
doch auch die generelle Schwäche 
der regionalen Strukturpolitik: Im 
Vergleich zu den sektoral gezielt 
vergebenen Subventionen hat die 
Regionalförderung nur ein geringes 
Gewicht. Die regionalen Effekte der 
Sektorsubventionen sind daher bei 
weitem größer als die der Regional
förderung.

Bei aller Skepsis gegenüber der 
staatlichen Selektionspraxis im 
Rahmen der Strukturpolitik sollte ei
ne sektorale Differenzierung der 
Regionalpolitik zumindest darin be
stehen, alle jene Produktionen von 
der Förderung auszuschließen, die 
schon lange nicht mehr wettbe
werbsfähig sind und für die Überka
pazitäten bestehen. Wegen des do
minierenden Gewichts der Sektor
subventionen sollte dieses für alle 
Erhaltungssubventionen gelten -  
besonders auch in den Nicht-För- 
dergebieten. Angesichts der jähr
lich gewährten hohen Beträge sollte 
die erforderliche Abstimmung zwi
schen der regionalen und sektora
len Strukturpolitik nicht nur ein 
Schlagwort bleiben.
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